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Machen wir mehr aus 
unserem Land 

In Hamm, der Heimat- 
stadt von Generalsekretär 
Laurenz Meyer, hat An- 
gela Merkel am 17. August 
'hre diesjährige Sommer- 
Tour begonnen. Erster Be- 
Such: im Frühförderzen- 
trurn der Lebenshilfe e.V. 

»Machen wir mehr aus un- 
Serem Land!" steht als Motto 
uber dieser Reise, und gleich 
^ ersten Tag lenkt die Partei- 

vorsitzende die große Auf- 
merksamkeit der Öffentlich- 
keit, die ihr gilt, auch auf die 
Menschen, die sie besucht. 
Gleichzeitig auf die Aufgabe, 
zu der sich in organisierter 
Selbsthilfe Menschen ihren 
Mitmenschen gegenüber ver- 
pflichtet haben: Anlass, auf den 
Gedanken zu sprechen zu kom- 
men, der sozialer Hilfe eigent- 
lich zugrunde liegt. (Seite 3-4) 
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1 PARTEI FINANZEN 

Neu: Online spenden 
bei der CDU 

Die CDU hat in den ver- 
gangenen Monaten eine 
intensive Debatte in Sach- 
fragen geführt und neue 
Lösungen erarbeitet. Zum 
Beispiel in der Familien- 
und Bildungspolitik, der 
Wirtschafts- und Sozial- 
politik, der Biotechnologie 
und der Staatsreform. 

Die Ergebnisse liegen 
jetzt zu großen Teilen vor, 
werden bis zum Dezember 
2001 vervollständigt und 
können von Ihnen schon 
jetzt online begutachtet 
werden. 

Wir bitten Sie um Ihre 
Unterstützung 

Die besseren Konzepte 
zu erarbeiten, reicht alleine 
nicht aus. Sie müssen auch 
kommuniziert und trans- 
portiert werden. Das kostet 
Geld. Daher bitten wir um 
Ihre Unterstützung. Denn 
die finanzielle Wettbe- 
werbsfähigkeit der Parteien 
ist   äußerst   ungleich.   So 

ONLINE- 
ENDE 

wird etwa alleine der Wert 
der Unternehmensbeteili- 
gungen der SPD auf eine 
Milliarde Mark geschätzt. 
Die SPD wird also als 
„reichste Partei Europas" in 
den Bundestagswahlkampf 
2002 ziehen. Die CDU wird 
dem Kreativität und Ein- 
satz entgegensetzen. Denn 
glücklicherweise kann man 
einen Wahlsieg nicht kau- 
fen. Aber ein Mindestmaß 
an finanzieller Wettbe- 
werbsfähigkeit ist unab- 
dingbar. Daher ermöglicht 
die CDU ab sofort auch die 
Online-Spende via Kredit- 
karte. Wir bitten um Ihre 
Unterstützung. 

www.edu.de- 
klicken Sie auf das 

oben abgebildete Logo 
auf unserer Homepage 
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S 0 M MERTO U R ' 

„MACHEN  WIR   MEHR  AUS   UNSEREM   LAND" 

Angela Merkel eröffnet den Kommunal- 
Wahlkampf in Niedersachsen 

Nach dem Besuch des Früh- 
förderzentrums der Le- 
benshilfe in Hamm traf sich 
Angela Merkel mit dem 
Landesvorsitzenden der 
nordrhein-westfälischen 
CDU, Jürgen Rüttgers, in 
Ascheberg. 

Von dort fuhr sie mit ihm 
Per Rad zu einer Besichtigung 
der Firma Jokari-Krampe, ei- 
nem mittelständischen Unter- 
nehmen, das als Weltmarkt- 
'ührer im Telekommuni- 
kationsbereich umfangreiche 
Aufträge an Behinderten- 
werkstätten vergibt. Den Ab- 
schluss des ersten Tages 
machte ein Sommerfest der 
^-DU Ratingen, wo bei strah- 
'endem Wetter gut 500 Teil- 
nehmer bis in den Abend hin- 
ein gemeinsam feierten. 

^WEITER TAG: Für ver- 
besserte Rahmenbedingun- 
gen für den Mittelstand setzte 
•J'eh die Parteivorsitzende im 
°raunschweiger    Luftfahrt- 

ektr°nik-Unternehmen Ae- 
jodata ein, das Flugzeuge mit 

ess-Systemen ausrüstet. 
zusammen mit dem Lan- 

^Svorsit2enden     Christian 
JJ8 eröffnete sie an- 

'^neßend in Hannover die 
"ne,ße Phase" des nieder- 

Angela Merkel, Landesvorsitzender Christian Wulff, die Kandidatin 
für das Amt der Oberbürgermeisterin in Hannover, Rita Pawelski, 
und der Kandidat für das Amt des Präsidenten der Region Hannover, 
Michael Fastabend, beim Wahlkampfauftakt am 18. August 

sächsischen Kommunal- 
wahlkampfs. 5000 Besucher 
waren anwesend und erlebten 
ein kraftvolles Startsignal mit 
viel Optimismus, was das Er- 
gebnis am 9. September be- 
trifft.    (Siehe auch Seite 18) 

DRITTER TAG mit einem 
weiteren Höhepunkt: Lothar 
Späth stellt der Parteivorsit- 
zenden L.O.S. vor, das Toch- 
terunternehmen der Jenoptik 
AG in Jena, das sich auf den 
Bau von Lasergeräten, opti- 
schen Systemen und Kame- 
ras spezialisiert hat. 
Angela Merkel wür- 
digt das Ergreifen von 
Chancen zum Nutzen 
einer ganzen Region 
mit zukunftssicheren 
Arbeitsplätzen. 

VIERTER TAG: Angela 
Merkel besucht das Logistik- 
Unternehmen Amazon.de 
im niedersächsischen Bad 
Hersfeld. „Jetzt habe ich eine 
klare Vorstellung davon, wie 
E-Commerce läuft," kom- 
mentiert die Parteivorsit- 
zende ihre Stippvisite bei 
Deutschlands führendem In- 
ternet-Händler für Bücher, 
der 1,6 Millionen Titel im 
Angebot hat. Als Geschenk 
erhielt sie von ihm das Buch 
„Starke Frauen sagen, was 
sie wollen". 

Lothar Späth hat der Parteivor- 
sitzenden zugesagt, ihr bei der 
Umsetzung des Konzepts der 
Neuen Sozialen Marktwirtschaft 
als Berater zur Seite zu stehen. 
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1 S 0 M M E R T 0 U R 

ANGELA   MERKEL: 

Soziale Marktwirtschaft morgen: 
Hilfe für die wirklich Bedürftigen 

Anlässlich ihres Besu- 
ches eines Frühförder- 
zentrums für geistig 
behinderte Kinder in 
Hamm am 17. August 
erklärte die Parteivor- 
sitzende: 

Behinderte Menschen 
sind angewiesen auf die so- 
lidarische Unterstützung 
der Gesellschaft. Unser Ziel 
muss es 
sein, 
dass be- 
hinderte 
Men- 
schen 
wie alle 
anderen 
in der 
Gesell- 
schaft k' 
integriert sind und am Ar- 
beitsleben teilhaben. Dazu 
gehört die Unterstützung 
von Einrichtungen und Pro- 
jekten sowie die gezielte 
Förderung: Die CDU for- 
dert ein Leistungsgesetz, 
das die derzeitige Einglie- 
derungshilfe für Behinderte 
im Sozialhilferecht ablöst 
und einheitliche Leistungen 
unabhängig vom Vermögen 
und Einkommen des Betrof- 
fenen oder seiner Eltern ge- 
währt. Damit erreichen wir, 

dass die Behinderten aus der 
Sozialhilfe kommen. Ge- 
nauso müssen die Kinder 
weg vom Sozialhilfetopf, 
indem für sie das Familien- 
geld geschaffen wird. 

Ein Stück gelebter 
Sozialer 

Marktwirtschaft 

Der Anspruch behinder- 
ter Menschen auf einen 
Platz in der Gesellschaft, 
der ihren Neigungen und 
Fähigkeiten entspricht, ist 
ein Teil gelebter Sozialer 
Marktwirtschaft. Denn die 
Soziale Marktwirtschaft ist 
ein Gesellschaftsentwurf, 
der jedem Menschen ent- 
sprechend seinen Möglich- 
keiten Schutz und Chance 
bietet. Dieser Gesell- 
schaftsentwurf muss aber 
gerade in Zeiten epochaler 
Veränderungen auch in Zu- 
kunft bestehen bleiben und 
in die Praxis umgesetzt 
werden. 

Für die Zukunft unserer 
Sozialsysteme heißt dies 
konkret: Sozialhilfe erhal- 
ten nur die wirklich Bedürf- 
tigen. Mit gezielter Betreu- 
ung und Beratung müssen 

sie wieder fit gemacht wer- 
den für den Arbeitsmarkt. 
Wer arbeitsfähig ist, muss 
aber eine angebotene Arbeit 
annehmen, eine gemeinnüt- 
zige Tätigkeit übernehmen 
oder an einer Qualifikati- 
onsmaßnahme teilnehmen. 
Damit verwirklichen wir 
auch wieder den ursprüngli- 
chen Gedanken der Sozial- 
hilfe, die als zeitweilige Un- 
terstützung in Notlagen und 
nicht als Dauerleistung an- 
gelegt war. 

Wir müssen 
Freiräume für Hilfen 

schaffen 

Der Vorstoß des Hessi- 
schen Ministerpräsidenten 
Roland Koch geht daher ge- 
nau in die richtige Richtung- 
Wenn wir nicht nur in Hes- 
sen, sondern in ganz 
Deutschland die Zahl der ar- 
beitsfähigen Sozialhilfe- 
empfänger halbieren, sind 
wir ein großes Stück voran- 
gekommen. Damit schatten 
wir Freiräume für die Unter- 
stützung der wirklich Be- 
dürftigen und sichern unser 
Sozialsystem für das 21- 
Jahrhundert. U" 
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R EG I ER UNGSENTWURF ' 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ  MEYER: 

Finger weg von der Unabhängigkeit 
der Bundesbank 

Zum Gesetzentwurf von 
Bundesfinanzminister Ei- 
chel zur Änderung des 
Bundesbankgesetzes er- 
klärte Generalsekretär 
Laurenz Meyer: 

Wir fordern den Bundes- 
finanzminister auf, die Un- 
abhängigkeit der Bundes- 
bank zu bewahren. Mit sei- 
nem neuen Gesetzentwurf 
steuert Eichel in die entge- 
gengesetzte Richtung und 
untergräbt die Unabhängig- 
keit. Zu Recht hat jetzt auch 
die Europäische Zentral- 
bank in Frankfurt (EZB) 
Alarm geschlagen, nach- 
dem bereits die Bundeslän- 
der Eichels Pläne abgelehnt 
haben. Die EZB befürchtet, 
dass von den Plänen ein 
falsches Signal ausgeht und 
er Bundesfinanzminister 

hinsichtlich der Unabhän- 
^gkeit der EZB und der 
nationalen Zentralbanken 
einen grundsätzlichen Kurs- 
Achsel will. 

Öie CDU-geführte Bun- 
desregierung hatte nach lan- 
j=Jn   Verhandlungen   zum 
Maastrichter Vertrag durch- 
setzt, dass die EZB und 

le nationalen Zentralban- 
en nach dem Vorbild der 
Aschen Bundesbank un- 

abhängig sein müssen. Es 
wäre fatal, wenn das da- 
durch erreichte Stabilitäts- 
prinzip in Gefahr geraten 
würde. 

Das vorgesehene Recht 
des Bundestags, Empfeh- 
lungen für die Verbesserung 
der Effizienz der Bundes- 
bank abzugeben, würde, 
auch nach Auffassung der 
EZB, die Unabhängigkeit 
des Europäischen Zentral- 
banksystems beeinträchti- 
gen. Politische Stellungnah- 
men könnten sehr weit ge- 
fasst sein und somit nicht 
nur die Effizienz der Bun- 

desbank, sondern auch de- 
ren Einsatz für das Euro-Sy- 
stem treffen. Angesichts des 
politischen Drucks, so die 
EZB weiter, werde es der 
Bundesbank unmöglich 
sein, diese Stellungnahmen 
außer Acht zu lassen. An- 
dere EU-Mitgliedstaaten, 
die nur mit viel Überzeu- 
gungskraft der Unabhängig- 
keit der EZB in Maastricht 
zustimmten, könnten rasch 
dem schlechten Vorbild von 
Eichel folgen. Die Stabilität 
des Euro käme wenige Mo- 
nate vor der Euro-Bargeld- 
einführung in Gefahr. 

BUNDESWEHR   NACH   MAZEDONIEN 

Merkel: Wir stellen keine 
unzumutbaren Bedingungen 

„Seit drei Jahren hat 
Schröder Haushaltskon- 
solidierung ganz bewusst 
auf dem Rücken der Bun- 
deswehr ausgetragen." 

Endlich davon abrücken 
und den „Einstieg in die 
Wende bei der Finanzie- 
rung der Bundeswehr" voll- 
ziehen, ist eine der Bedin- 
gungen, die die CDU der 
Bundesregierung      stellt, 

wenn es darum geht, einem 
Einsatz der Bundeswehr in 
Mazedonien zuzustimmen. 
Die andere, die allerdings 
„noch bei weitem" nicht er- 
füllt ist: „ein ehrliches und 
robustes Mandat der Nato". 

Dritte der durchaus zu- 
mutbaren Bedingungen: 
die Sicherheit unserer Sol- 
daten durch modernste 
Ausrüstung. 
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'STEUERUNG   UND   BEGRENZUNG   DER   ZUWANDERUNG 

STELLUNGNAHME   DER   UNION  ZUM   ENTWURF  DES   BUNDESINNENMINISTER S 

Union sieht nach detaillierter Prüfung erhebli- 
chen Klärungsbedarf und keine Möglichkeit, 

dem derzeitigen Entwurf zuzustimmen 

G. Beckstein        W. Bosbach 

Nach detaillierter Prüfung 
und Bewertung des Gesetz- 
entwurfes von Bundesin- 
nenminister Schily zur 
Steuerung und Begrenzung 
der Zuwanderung und zur 
Regelung des Aufenthaltes 
und der Integration von 
Unionsbürgern und Aus- 
ländern haben der saarlän- 
dische Ministerpräsident 
Peter Müller, Vorsitzender 
der CDU-Zuwanderungs- 
kommission, der bayerische 
Staatsminister des Innern, 
Günther Beckstein, und der 
stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/ CSU-Bun- 
destagsfraktion, Wolfgang 
Bosbach, in einer gemeinsa- 
men Pressekonferenz am 
23. August in Berlin deut- 
lich gemacht, dass eine Zu- 
stimmung der Union zu dem 
Gesetzentwurf davon ab- 
hängt, dass das Ziel der Be- 
grenzung und Steuerung 
der Zuwanderung tatsäch- 
lich umgesetzt wird. 

Die Begrenzung der 
Zuwanderung führt der 
Entwurf zwar im Titel, 
aber weder im Gesetzes- 
text noch in der Begrün- 
dung wird diesem Ziel 

Rechnung getragen. Die 
Zuwanderung muss am natio- 
nalen Interesse orientiert sein, 
das heißt, es muss eine Um- 
steuerung dergestalt gelin- 
gen, Zuwanderung in die So- 
zialsysteme zurückzuführen, 
um Raum für Zuwanderung 
dort zu schaffen, wo es 
Deutschland nutzt. Überdies 
müsse abgewartet werden, 
wie letztlich auf Basis der be- 
stehenden Vorschläge der 
rot-grüne Regierungsentwurf 
aussieht. 

Ungeachtet der Tatsache, 
dass der Gesetzentwurf des 
Bundesinnenministers wich- 
tige Forderungen des Zuwan- 
derungskonzeptes der Union 
aufgreift und richtigerweise 
wesentliche von der Regie- 
rungskommission vorge- 
schlagene Elemente nicht in 
den Entwurf eingeflossen 
sind, enthält das Konzept des 
Bundesinnenministers 
grundlegende Schwachstel- 
len, die den Entwurf in seiner 
jetzigen Form nicht zustim- 

mungsfähig    machen.    Als 
Beispiele sind zu nennen: 

Bund bei Kosten 
gefordert 

Der Entwurf des Bun- 
desinnenministers geht da- 
von aus, dass mit keinen zu- 
sätzlichen Haushaltsausga- 
ben zu rechnen sei. Dies ist 
nicht nachvollziehbar und 
völlig illusorisch. Zusätzli- 
che erhebl iche Kosten entste- 
hen sowohl durch Integra- 
tionskurse, für den Lebens- 
unterhalt der Teilnehmer 
während der Kurse, für die 
Wohnraumversorgung der 
Zuwandernden sowie für die 
schulische und soziale Be- 
treuung, aber auch durch die 
Schaffung des neuen Bun- 
desamtes für Migration und 
Flüchtlinge. 

Angesprochen wird auch 
nicht die Beteiligung von Un- 
ternehmen sowie Ausländern 
selbst an den Kosten der Inte- 
gration. Die Bundesregierung 
ist aufgefordert, diese Kosten 
zu beziffern und zu verdeutli- 
chen, in welchem Umfang der 
Bund bereit ist, sich an den 
Kosten zu beteiligen. 
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STEUERUNG UND BEGRENZUNG DER ZUWANDERUNG
1 

Keine unbegrenzte 
Arbeitsmigration - Län- 
der müssen mitsteuern 

können 

Zusätzliche neue Einwan- 
derungstüren öffnet der Ent- 
wurf des Bundesinnenmini- 
sters hinsichtlich der Arbeits- 
migration. Der Entwurf bricht 
mit dem bisherigen Rege- 
lungssystem des Zugangs von 
Ausländern zum Arbeits- 
markt, ohne dass das Bun- 
desinnenministerium ver- 
deutlicht, welche zahlen- 
mäßigen und sonstigen Aus- 
wirkungen die neuen Rege- 
lungen haben. Eine General- 
ermächtigung der Arbeits- 
verwaltung, den Umfang der 
Arbeitsmigration weitge- 
hend selbstzu bestimmen, ob- 
wohl die Länder und Kom- 
munen die Hauptlast der Inte- 
gration tragen, ist nicht zu- 
stlmmungsfähig. 

Die geplante unbegrenzte 
Zuwanderung von Hochqua- 
''fizierten und Selbstständi- 
gen, aber auch von Studenten 
lsl aus Sicht der Union nicht 
zustimmungsfähig. Weder 
Wlrd definiert, was unter ei- 
nem Hochqualifizierten zu 
^erstehen ist, noch sind die 
Bedingungen,   unter   denen 

zuwan- ^ln Selbstständiger . 
ern kann, ausgereift und aus- 

reichend. 
Dies    beinhaltet    Miss- 

rauchsmöglichkeiten.    Bei 

Selbstständigen wäre eine 
Verknüpfung mit einem be- 
stimmten Investitionsvolu- 
men oder der Schaffung von 
Arbeitsplätzen zu überlegen. 
Offen bleibt auch, für welche 
Berufsgruppen und unter 
welchen Voraussetzungen 
die Zuwanderung in Fällen 
unselbstständiger Erwerbs- 
tätigkeit erfolgen kann. Für 
die Union muss sich die Zu- 
wanderung in den Arbeits- 
markt an einem dauerhaft 
vor-handenen, echten Ar- 
beitsmarktbedürfnis orien- 
tieren. Eine Verweigerung 
unter Hinweis auf die Bedürf- 
nisse des Arbeitsmarktes 
muss möglich sein. Dabei 
muss der Grundsatz „Ausbil- 
dung und Qualifizierung geht 
vor Zuwanderung" gesetz- 
lich verankert werden. Ferner 
muss die Festlegung der Zu- 
wanderungshöchstzahlen in 
der Arbeitsmigration durch 
Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung unter anderem 
von der Zustimmung des 
Bundesrates abhängig ge- 
macht werden. 

Die Union sieht in der neu 
vorgesehenen Zuwanderung 
im Auswahlverfahren eine 
Form der Zu Wanderung allein 
aus demographischen Grün- 
den, die sie schon bisher stets 
abgelehnt hat. Sie hält es des- 
halb für erforderlich, die ent- 
sprechende Vorschrift des 
Paragraph 20 im Entwurf zu 
streichen. 

Beschleunigung des 
Asylverfahrens 

Zwar ist der Entwurf als 
positiv zu bewerten, soweit er 
Regelungen zum Familien- 
asyl, die obligatorische Über- 
prüfung des Asylstatus, ent- 
gegen bisheriger Vorstellun- 
gen der Bundesregierung eine 
dauerhafte Reduzierung der 
Leistungen für Asylbewer- 
ber, zusätzliche Möglichkei- 
ten zur Ausschließung von 
Sukzessiv- und Nachfolgean- 
trägen, eine neue Strafvor- 
schrift zur Verschleierung der 
Identität und die Schaffung 
von Ausreisezentren bei 
gleichzeitiger räumlicher 
Aufenthaltsbeschränkung 
vorsieht. Allerdings werden 
keine ausreichenden Vor- 
schläge zur Beschleunigung 
der Asylverfahren unterbrei- 
tet. Zu fordern ist außerdem 
die Beibehaltung der Wei- 
sungsunabhängigkeit der 
Einzelentscheider im Asyl- 
verfahren und die Institution 
des Bundesbeauftragten. 

Klärungsbedarf beim 
Familiennachzug - 

Veto gegen EU- 
Regelungsentwürfe 

Die Regelungen zum Fa- 
miliennachzug verkompli- 
zieren die bisherige Rechts- 
lage und lassen eine erhebli- 

UID 25/2001 -7 



1 ZU WAND ER U N G 

ehe Erweiterung des Famili- 
ennachzugs befürchten, zu 
deren Umfang sich der Ent- 
wurf ausschweigt. Die Mög- 
lichkeiten des Familien- 
nachzugs hinsichtlich des 
Nachzugsalters sind restrikti- 
ver zu fassen. Die geplante 
Absenkung des Nachzugsal- 
ters auf 12 J ahre ist weder aus- 
reichend noch auf Grund 
nicht konkretisierter Ausnah- 
meregelungen praktikabel. 

Die Union fordert die Bun- 
desregierung dazu auf, die 
Richtlinien-Entwürfe der Eu- 
ropäischen Kommission zum 
Familiennachzug und zum 
Asylrecht abzulehnen. In die- 
sem Zusammenhang hält es 
die Union für indiskutabel, 
dass die Bundesregierung 
entgegen einem einstimmi- 
gen Votum der Innenmini- 
sterkonferenz der EU-Richt- 
linie zu Mindestnormen für 
die Gewährung vorrüberge- 
hendes Schutzes im Falles 
Massenzustroms von Ver- 
triebenen zugestimmt hat. 
Damit entscheidet die EU zu- 
sammen mit dem Bund über 
die Aufnahme etwa von Bür- 
gerkriegsflüchtlingen, wäh- 
rend die Länder zusammen 
mit den Kommunen für die 
daraus entstehenden Kosten 
aufzukommen haben. 

AUTOBAHNMAUT: 

Rot-Grün bleibt zu viele 
Antworten schuldig 

•JWHITO 

Weitere 1 nformatio- 
nen zum Thema 
Zuwar iderung: 

www. cd u. de/infonet 

Zu den Plänen der Bundes- 
regierung, schwere Nutz- 
fahrzeuge künftig mit ei- 
ner Autobahnmaut zu be- 
lasten, erklärte der ver- 
kehrspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Dirk Fischer: 

Das Bundeskabinett hat 
mit seiner Entscheidung die 
von uns schon lange gefor- 
derte elektronisch erhobene, 
streckenbezogene Lkw- 
Straßenbenutzungsgebühr 
auf, aber nicht über die 
Bühne gebracht. Dazu bleibt 
der Gesetzentwurf von Mi- 
nister Bodewig zu viele Ant- 
worten schuldig. 
• Ohne klare Aussagen über 
die Zweckbindung des Ge- 
bührenaufkommens für un- 
sere Straßeninfrastruktur ist 
der Gesetzentwurf völlig un- 
zureichend. Die Erlöse aus 
der heutigen Lkw-Vignette 
i.H.v. 800 Mio. DM p.a. wer- 
den bei der von Bodewig an- 
gekündigten Maut-Höhe 
zwischen 27 und 37 Pf/km 
auf wenigstens 5 Mrd. DM 
p.a. versechsfacht, aber nur 
750 Mio. DM dieser gewalti- 
gen Summe fließen über das 
sogenannte „Anti-Stau-Pro- 
gramm" zurück in den Bun- 
desautobahnbau.     Dadurch 

wird insbeson- 
dere deutlich, 
dass die Maut 
überwiegend 
als „Wege- 
steuer für den 
Bundeshaus- 
halt" ausge- 
staltet ist. 

Jeder Verkehrsträger hat 
seine Wegekosten selbst zu 
tragen. Die 100%-ige Ko- 
stendeckung durch die Nut- 
zer ist in Ordnung. Quersub- 
ventionierungen zu anderen 
Infrastrukturbereichen lehnt 
die Union aber strikt ab, 
weshalb das aufwandsbezo- 
gene Gebührenaufkommen 
der Lkw-Maut ab 2003 auch 
komplett im System Straße 
verbleiben muss. 
• ÜberdieHöhederGebühr 
pro Kilometer kann z. Z. 
noch keine Aussage ge- 
macht werden, da sich nach 
eigener Aussage der Bun- 
desregierung nach EU- 
Recht die Höhe der Maut an 
den Wegekosten orientieren 
muss. Dazu verlange ich die 
umgehende Vorlage des ent- 
sprechenden Gutachtens 
und eines Zahlenwerkes. 
• Ein besonderer Vertrau- 
ensbruch ist auch darin zu 
sehen, dass durch den Chef 
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des Bundeskanzleramts, Dr. 
Steinmeier, vor knapp einem 
Jahr im Zuge der Gespräche 
um die existenzgefährdende 
Erhöhung der Mineralöl- 
steuer versprochen wurde, 
mit Einführung der Lkw- 
Maut zugleich einen wettbe- 
werbsförderlichen Ausgleich 
für das deutsche Transportge- 
werbe zu schaffen. Nichts 
dazu ist im vorgelegten Ge- 
setzentwurf geregelt oder in 
anderer Weise zeitgleich vor- 
getragen worden. 

Vernichtungsprogramm 

Anstatt die Wettbewerb- 
sunterschiede zu anderen 
europäischen Unternehmen 
weitestgehend auszuglei- 
chen, wird unser Straßengü- 
terverkehr in exorbitanter 
Art und Weise abkassiert. 
Die Union wird sich nicht an 
einem solchen Vernich- 
tungsprogramm für Unter- 
nehmen und Arbeitsplätze 
beteiligen. 
• Verkehr wird in Wahrheit 
nicht auf die Schiene verla- 
gert, sondern auf Fahrzeuge 
aus anderen EU-Mitglied- 
staaten und dem osteuropäi- 
schen Raum, die zur Auf- 
gabe gezwungene deutsche 
Lkws sofort ersetzen. 
• Bei einer regelmäßig si- 
cherheitsgefährdenden Um- 
fahrung von Autobahnen 
lehnen wir die Bemautung 

solcher Ausweichstrecken 
nicht grundsätzlich ab. Al- 
lerdings darf das nur in eng 
begrenzten Einzelfällen 
mit besonderem Ausnah- 
mecharakter und im Rah- 
men eines Gesetzgebungs- 
verfahrens durch Bundes- 
tag und Bundesrat entschie- 
den werden. Den Bundestag 
durch eine Verordnungser- 
mächtigung auszuschalten, 
ist für uns völlig ausge- 
schlossen. 
• Umgekehrt bedarf es un- 
ter Einbeziehung internatio- 
naler Erfahrungen der ein- 
gehenden Erörterung, ob 
Stadtautobahnen von der 
Mautpflichtigkeit auszu- 
nehmen sind. Gerade in den 
großen Ballungsräumen un- 
seres Landes ließen sich da- 
durch schädliche Verlage- 
rungsverkehre aufdas nach- 
geordnete Straßensystem 
vermeiden. 
• Das Maut-Gesetz sieht - 
wie auch schon das alte Vig- 
netten-Gesetz - eine Reihe 
von Freistellungen vor, so 
z.B. für Fahrzeuge des Bun- 
des, der Streitkräfte, der Po- 
lizei und für Einsatzfahr- 
zeuge zur Bekämpfung von 
Unglücken etc. Im bisheri- 
gen Vignetten-Gesetz sind 
aus guten Gründen auch die 
Geschäfte und Wohnwagen 
der Schausteller von der Ge- 
bührenpflicht befreit gewe- 
sen, da sie keinen Güter- 
transport betreiben, sondern 

Klaus Lippold: 
Chance vertan 

Der Bun- 
desverkehr- 
minister hat 
die Chance 
vertan, ein 
durchdach- 
tes Gesamtkonzept zur 
sinnvollen Umgestaltung 
der Infrastrukturfinanzie- 
rung auf den Weg zu brin- 
gen. Stattdessen stimmt 
das Bundeskabinett ei- 
nem Vorhaben zu, das der 
Infrastruktur, dem Ar- 
beitsmarkt und der Kon- 
junkturentwicklung scha- 
den wird. 

als „wandernde Betriebe und 
Wohnungen" zu klassifizie- 
ren sind. Es wäre eine große 
Ungerechtigkeit, den Schau- 
stellern diese Befreiung jetzt 
zu entziehen, zumal die DB 
AG die Möglichkeit des 
Schienentransports für die 
Schausteller dramatisch ein- 
geschränkt hat. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion wird im Gesetz- 
gebungsverfahren für diese 
Positionen eintreten und 
auch in den Gesprächen mit 
den Bundesländern die be- 
sondere Verantwortung des 
Bundesrates in diesem Ge- 
setzgebungsverfahren un- 
terstreichen. UD 
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Falsche Richtung 
• Anreize für Armutswan- 
derer und Elendsflücht- 
linge! Innenminister Otto 
Schily hat es nur nicht offen 
gesagt, dass er den deut- 
schen Arbeitsmarkt auch für 
Personen öffnen will, die 
bisher vor allem wegen des 
deutschen Sozialsystems 
zugewandert sind. Erwin 
Marschewski, innenpoliti- 
scher Sprecher der 
CDU/CSU: „Angesichts 
von fast vier Millionen Ar- 
beitslosen und einer Wirt- 
schaft auf Talfahrt kann eine 
Öffnung des Arbeitsmarkts 
nur dann in Frage kommen, 
wenn sie nicht gegen die In- 
teressen von Erwerbslosen 
in Deutschland und der deut- 
schen Wirtschaft gerichtet 
ist. Es darf keine Zuwande- 
rungsregelung geben, die 
die Arbeitslosigkeit in 
Deutschland nicht zurück- 
führt, sondern noch ver- 
schärft." Überhaupt: Die 
strukturellen Probleme un- 
seres Landes, z.B. bei den 
sozialen Sicherungssyste- 
men, lassen sich nicht durch 
das Ausländerrecht lösen. 
Sie machen eigene famlien-, 
sozial-, arbeitsmarkt- und 
wirtschaftspolitische Maß- 
nahmen erforderlich. 

Immer bedrohlicher 
• Deutschland befindet sich 
in einer Phase wirtschaftli- 
cher Stagnation. Die Halbie- 

rung des Wachstums von 1,6 
Prozent im ersten Quartal 
2001 auf nur noch 0,7 im 
zweiten zeigt, dass der deut- 
schen Volkswirtschaft die 
Gefahr droht, in eine rezes- 
sive Phase abzugleiten. 
Durch falsche wirtschafts- 
politische Weichenstellun- 
gen ist die Regierung Schrö- 
der verantwortlich für den 
Wachstumseinbruch. Diet- 
rich Austermann, haus- 
haltspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Zu einer 
zukunftsorientierten Poli- 
tik, die den bedrohlichen 
Trend umdreht, gehört die 
Umsetzung des von der 
CDU/CSU vorgelegten 10- 

Punkte-Programms: Es 
müssen u.a. • dringend ge- 
plante Steuersenkungs- 
schritte vorgezogen, • die 
nächsten Schritte der Öko- 
steuereingefroren und • de- 
regulierende Maßnahmen 
des Arbeitsmarktes in An- 
griffgenommen werden." 

Untätig 
• Drei rot-grüne Regie- 
rungsjahre und immer noch 
kein vernünftiger Wettbe- 
werb auf den Post- und Te- 
lekommunikationsmärkten. 
Im Gegenteil: Maßnahmen, 
die die Monopole verlän- 
gern. Die Linie dieser Poli- 
tik: arbeitsmarkt- und ver- 

MICHAEL   GLOS 

Von Steuergerechtigkeit 
noch weit entfernt 

Zum Kabinettsbeschluss 
einer sog. Reinvestitions- 
rücklage erklärte der 
Vorsitzende der CSU- 
Landesgruppe im Bun- 
destag, Michael Glos: 

Von Steuergerechtig- 
keit für den Mittelstand ist 
Eichel noch meilenweit 
entfernt. Das belegen 
schon die Zahlen des Fi- 
nanzministeriums: Wäh- 
rend die Kapitalgesell- 
schaften durch die Steuer- 
freiheit von Anteilsver- 
äußerungen um über vier 

Mrd. DM im Jahr entlastet 
werden, soll die Reinvesti- 
tionsrücklage den Finanz- 
ministergerade einmal 300 
Mio. DM kosten. Dabei 
sind über 90 % der deut- 
schen Unternehmen Ein- 
zelkaufleute oder Perso- 
nengesellschaften. 

Eine richtig verstandene 
Fortentwicklung des Unter- 
nehmensteuerrechtsmüsste 
als zentrales Element eine 
sofortige und deutliche Sen- 
kung der Einkommensteu- 
ersätze bringen. 
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braucherfeindlich. Elmar 
Müller, Vorsitzender des 
Beirats bei der Regulie- 
rungsbehörde für Telekom- 
munikation: „Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
übt heftige Kritik an der 
Untäigkeit der Schröder- 
Regierung angesichts der 
bundesweit andauernden 
Schließung von Postfilialen 
und von erst kürzlich eröff- 
neten Agenturen." Der 
Clou: Protestierende Ge- 
meinden bestraft die Deut- 
sche Post damit, dass sie 
auch noch die Briefkästen 
abmontieren lässt. 

Ungerecht 
• Wer regelmäßig mit der 
Bahn fährt, muss künftig im 
Nah- und Fernverkehr er- 
heblich mehr bezahlen. Das 
neue Tarifsystem der Deut- 
schen Bahn AG, das ab 
Herbst gelten soll, schränkt 
Vorteile ganz auf Frühbu- 
chungen ein. Die schnelle, 
kurzfristige Entscheidung 
für die Bahnfahrt wird nicht 
belohnt. Georg Brunnhu- 
ber, stellv. verkehrspoliti- 
scher Sprecher der 
CDU/CSU: „Die Bahn wird 
Stammkundschaft an das 
Auto verlieren. Die 
CDU/CSU-Arbeitsgruppe 
Verkehr fordert ein Tarifsy- 
stem, das den Interessen der 
Bürger gerecht wird und das 
Bahnfahren für sie auch wei- 
terhin attraktiv macht." 

GERDA   HASSELFELDT 

Halbherzig und scheinheilig 
Zu dem vom Bundeska- 
binett beschlossenen Ge- 
setzentwurf zur Fort- 
führung der Unterneh- 
menssteuerreform er- 
klärte die finanzpoliti- 
sche Sprecherin der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: Als große Ent- 
lastung des Mittelstandes 
verkauft, bei näherem 
Hinsehen nur eine Sei- 
fenblase. 

Die angekündigte Rein- 
vestitionsrücklage für Per- 
sonenunternehmen wird in 
ein derart enges Korsett 
von Bedingungen ge- 
zwängt, dass sie nur für we- 
nige, größere Unterneh- 
men interessant ist. So darf 
ein Handwerksbetrieb, der 
Beteiligungsanteile ver- 
äußert, nur wieder in sol- 
che investieren. Eine Ver- 

Auf keinen Fall 
• Im Sommerloch wird die 
Forderung fast regelmäßig 
aufgetischt. Diesmal ist es 
der niedersächsische In- 
nenminister Heiner Bart- 
ling (SPD), der die Dienst- 
pflicht für Männer und 
Frauen einführen will. Ma- 
ria Eichhorn, Vorsitzende 
der CDU/CSU-Arbeits- 
gruppe Familie, Senioren, 

wendung für andere Inve- 
stitionen seines Betriebes, 
insbesondere solche, die 
Arbeitsplätze schaffen, 
bleibt ihm jedoch ver- 
wehrt. Zudem sind ihm die 
erwähnten Investitionen 
lediglich in einem Zeit- 
raum von 2 Jahren erlaubt. 

Großen Kapitalgesell- 
schaften werden diese en- 
gen Schranken bei ihren 
Anteilsveräußerungen 
nicht auferlegt. Sie erhal- 
ten sogar zusätzlich die 
Möglichkeit, Kreditzin- 
sen, die sie für solche Ge- 
schäfte zahlen müssen, 
steuerlich abzuziehen. Das 
ist zwar systemgerecht und 
begrüßenswert, aber es 
verschafft ihnen gegenü- 
ber den Personengesell- 
schaften einen weiteren 
Marktvorteil. 

Frauen und Jugend: 
„Schon aus rechtlichen 
Gründen nicht möglich. 
Denn unsere Verfassung 
bestimmt: Frauen dürfen 
auf keinen Fall zum Dienst 
mit der Waffe verpflichtet 
werden. Für eine Änderung 
des Artikel 12 a Absatz 4 
unseres Grundgesetzes 
gibt es im Bundestag keine 
Mehrheit." UD 
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1 UMRECHNUNG 

ENTWURF   EINER   BESCHLUSSEMPFEHLUNG   DES   BUNDESVORSTANDS... 

...an den Bundesparteitag 
zur Euro-Umstellung 

Die nachfolgenden Be- 
stimmungen gelten ab dem 
1. Januar 2002: 
• Erstens:Die in § 3 (Spen- 
den) FBO und § 4 (Spenden- 
richtlinien) FBO angegebe- 
nen Betragsgrenzen von 
DM 1.000,- werden gemäß 
Artikel 5 der Verordnung 
1103/97 über Vorschriften 
im Zusammenhang mit der 
Einführung des Euro mit 
dem Faktor 1,95583 umge- 
rechnet und betragen Euro 
511,29. Der Betrag von DM 

PERS0NALIE 

Roland   Koch   hat  die 
Landtagsabgeordnete 
Silke   Lautenschläger 
zur neuen Sozialmini- 
sterin in Hessen bestellt. 
Bei der Aushändigung 
ihrer Ernennungsur- 
kunde bescheinigte ihr 
der Ministerpräsident 
große Sachkompetenz 
und Durchsetzungsver- 
mögen. Roland Koch: 
„Sie ist ein klares Zu- 
kunftssignal." Die mit 
32 Jahren jüngste Mini- 
sterin in Deutschland 
hat die Nachfolge von 
Marlies Mosiek-Ur- 
bahn angetreten. 

20.000,- entspricht Euro 
10.225,84. 
• Zweitens: Die in § 4 
(Spendenrichtlinien) FBO 
festgelegte Betragsgrenze 
von DM 3.000,- für die Ein- 
nahme von Barspenden wird 
der Einfachheit halber auf 
Euro 1.500,- gerundet (die- 
ser Betrag ist nicht Inhalt des 
Parteiengesetzes). 

Die in § 25 (Rechnungs- 
legung) FBO festgelegte 
Betragsgrenze für Bargeld- 
kassen auf Bundesebene 
von DM 20.000,- wird der 

Einfachheit halber auf Euro 
10.000,- umgerechnet (die- 
ser Betrag ist nicht Inhalt des 
Parteiengesetzes). 

Der Beitragsanteil der 
Kreisverbände von DM 1,25 
wird ebenso wie der be- 
schlossene Sanierungsbei- 
trag der Kreisverbände (Be- 
schluss D 1 vom Essener 
Parteitag 4/2000 Pkt. 1. und 
2.) mit dem offiziellen Um- 
rechnungsfaktor umgerech- 
net. Der Betrag von DM 2,25 
(Beitragsanteil DM 1,25 + 
Sanierungsbeitrag DM 1,- 
[pro Mitglied und Monat = 
Euro 0,51]) entspricht dann 
Euro 1,15. 

Die Richtwerte zur 
Selbsteinschätzung der Bei- 
tragshöhe (Beschluss D 1 
vom Essener Parteitag 
4/2000 Pkt. 4.3) werden der 
Einfachheit halber wie folgt 
umgerechnet: 

monatliche Brutto monatlicher Beitrag 
Einnahmen in Euro in Euro 

bis 1.000- 5- 
bis 1.500 - 5- bis 10.- 
bis 2.000- 10-bis 15.- 

bis 2.500- 15-bis 20.- 

bis 3.500- 20-bis 35.- 

bis 5.000- 35 - bis 50- 

über 5.000- 50,-und mehr 
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NOCH STARKER als bei 
den Westdeutschen ist das 
Vertrauen bei den Ostdeut- 
schen in die Wirtschafts- 
kompetenz des Bundes- 
kanzlers gesunken. 57 Pro- 
zent von ihnen waren bei sei- 
nem Regierungsantritt der 
Meinung, er würde die Pro- 
bleme der Wirtschaft und 
des Arbeitsmarkts in den 
Griff kriegen. Laut dimap 
glauben heute in Ost und 
West 52 Prozent nicht mehr 
an eine entsprechende Kom- 
petenz bei ihm. 

DRAMATISCH hat sich 
der Wohnungsleerstand in 
Ostdeutschland vergrößert. 
In Eisenhüttenstadt ist jede 
5. Wohnung unbewohnt. 
Ursachen: Arbeitsuche im 
Westen, Eigenheimbau. 
Besserung nicht in Sicht. 
Denn gleichzeitig hat sich 
insgesamt die Bevölke- 
rungszahl der jüngsten deut- 
schen Stadt von 50.000 vor 
der Wende auf heute knapp 
42.000 verringert. 

MEHR STEUERN denn 
je haben im letzten Jahr die 
deutschen Unternehmen 
nachzahlen müssen: nach 
Betriebsprüfungen insge- 
samt die Rekordsumme von 
27,4 Milliarden Mark, die zu 
80 Prozent auf Großunter- 
nehmen entfielen. 10,75 
Milliarden Mark waren Kör- 
perschaftssteuer, knapp 6,3 

Milliarden waren Gewerbe- 
steuer. 

ZURÜCKGEGANGEN 
ist im ersten Quartal dieses 
Jahres die Zahl der Gewer- 
beanmeldungen in Deutsch- 
land: um 3,8 Prozent bei 
207.000 Anmeldungen ins- 
gesamt. Rückläufig war 
auch die Zahl der Gewerbe- 
abmeldungen - sie ging um 
2,2 Prozent auf 187.000 
zurück -, bei denen es sich al- 
lerdings in etwa 41.000 Fäl- 
len um die Aufgabe größerer 
Betriebe gehandelt hat. 

SEIT 5 JAHREN sind die 
krankheitsbedingten Fehl- 
zeiten in den Betrieben auf 
ihren höchsten Stand gestie- 
gen. Laut Statistik des Bun- 
desgesundheitsministeri- 
ums fehlten die Arbeitneh- 
mer im ersten Halbjahr 4,39 
Prozent der Sollarbeitszeit 
(Vorjahr: 4,24) - das sind 
rund 1,2 Milliarden Arbeits- 
stunden. 

FAST 1000 MARK mehr 
als noch vor zwei Jahren ko- 
stet heute das Autofahren in 
Deutschland. Nach Anga- 
ben des Verbands der Auto- 
mobilindustrie (VDA) hat 
sich Sprit um 655 Mark ver- 
teuert, die Versicherung um 
170 und die Kfz-Steuer um 
140. Unterhaltskosten ins- 
gesamt im Jahr: 6.000 Mark. 
Ein Sprecher des Verbands: 

„Die Schmerzgrenze ist er- 
reicht. Jede weitere Ver- 
teuerung schränkt Mobilität 
und soziales Leben ein." 
Und trotzdem: • Ab No- 
vember werden auf nicht 
schwefelarme Dieselkraft- 
stoffe drei Pfennig mehr pro 
Liter erhoben. • Ab Januar 
steigt um sechs Pfennig 
noch einmal die Ökosteuer. 

GESAMTMETALL   hat 
für das neue Ausbildungs- 
jahr annähernd 70.000 neue 
Lehrverträge in der Metal 1- 
und Elektroindustrie an- 
gekündigt. Die Entwicklung 
in der Branche zeigt damit 
„steil nach oben". Allein im 
vergangenen Jahr sind be- 
reits über 50 Prozent zusätz- 
licher Ausbildungsplätze 
angeboten worden. 

DIE    MEHRHEIT    am 
Frankfurter Öko-Test-Ver- 
lag, der sich heute noch im 
Besitz von 2000 Gesell- 
schaftern befindet, wird die 
Deutsche Druck- und Ver- 
lagsanstalt (DDVG) mit Sitz 
in Hamburg übernehmen. 
Die DDVG ist die Holding 
aller Beteiligungen der SPD. 
Dazu gehören unter ande- 
rem neun Regionalpresse- 
Verlage und vier Akzidenz- 
druckereien. Der SPD gehö- 
ren auch Anteile an Zeit- 
schriften wie zum Beispiel 
an der Stadtillustrierten 
Szene Hamburg. UD 
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Ausgangslage 

Wirtschaftsinstitute und 
Experten übertreffen sich in 
der Korrektur der Zahlen für 
das diesjährige Wirtschafts- 
wachstum. Leiderhandeltes 
sich um eine Korrektur nach 
unten. Die Skepsis der Fach- 
leute scheint begründet: 
• Seit Mitte 2000 ver- 
langsamt sich das Wachs- 
tum in Deutschland. Zuletzt 
wurden von den Experten 
und Sachverständigen 
Wachstumsraten von 1 bis 
1,4 Prozent für das Jahr 2001 
prognostiziert. 
• Die schlechte Wirt- 
schaftslage, insbesondere 
auch im Vergleich mit den 
europäischen Nachbarstaa- 
ten, macht sich mittlerweile 
deutlich bei den Steuerein- 
nahmen bemerkbar. Bei der 
Aufstellung des Bundes- 
haushalts ging der Bundesfi- 
nanzminister noch von einer 
Zunahme der Wirt- 
schaftstätigkeit um 2,7 Pro- 
zent aus. Aus dem abge- 
schwächten Wirtschafts- 
wachstum ergeben sich 
Mindereinnahmen in zwei- 
stelliger Milliardenhöhe. 
• Die Auftragseingänge der 

M. Wissmann G. UUlall 

' D I E  AKTUELLE  LAGE 

WIRTSCHAFT,   ARBEITSMARKT  UND   STEUERLICHE  PERSPEKTIVEN 

Wirtschaftsinstitute und Experten 
korrigieren die Aussichten nach unten 

deutschen Industrie sanken 
im Juni preis- und saisonbe- 
reinigt um deutliche 2,5 Pro- 
zentgegenüber dem Vormo- 
nat. Insbesondere die Be- 
stellungen aus dem Inland 
sanken um 4,5 Prozent. Die 
Auftragslage befindet sich 
damit um 2,9 Prozent unter 
dem Vorjahresniveau. 
• Das Geschäftsklima in 
Deutschland hat sich drama- 
tisch verschlechtert: Das Ifo- 
Institut hat ein weiteres Ab- 
sinken des Indexes für die al- 
ten Länder festgestellt. Eine 
Trendwende ist nicht in Sicht. 
• Die Zahl der Erwerbslosen 
ist im Juli auf knapp 3,8 Mil- 
lionen gestiegen. Wie bereits 
im letzten Jahr leidet der ost- 
deutsche Arbeitsmarkt be- 
sonders an strukturellen Pro- 
blemen. In den neuen Län- 
dern liegt die Arbeitslosen- 
quote mit 17,3 Prozent mehr 
als doppelt so hoch wie im 
Westen (7,3 Prozent). 
• Die Inflationsrate befin- 
det sich mit 2,6 Prozent im 
Juli immer noch auf zu ho- 
hem Niveau. Im Mai hatte 
sie bereits den höchsten 
Stand seit Dezember 1993 
erreicht. 
• Die zur Entlastung der 
Rentenkassen    eingeführte 

Ökosteuer, die zum 1. Ja- 
nuar 2002 erneut erhöht 
werden soll, hat ihr Ziel 
komplett verfehlt. Eine Sen- 
kung des derzeitigen Bei- 
tragssatzes von 19,1 Prozent 
ist in weite Ferne gerückt. 
Ebenso liegt die Quote bei 
den Sozialabgaben mit 40,9 
Prozent weit über dem ange- 
peilten Ziel. Die Belastung 
wirkt besonders für mittel- 
ständische Unternehmen in- 
vestitionshemmend. 

Analyse und Ansätze 

In den schlechten Kon- 
junkturdaten und Arbeits- 
marktzahlen spiegeln sich 
neben weltwirtschaftlichen 
Faktoren die miserablen 
Rahmenbedingungen wider, 
die von der rot-grünen Bun- 
desregierung geschaffen 
wurden. Insbesondere die 
Belastung des Mittelstands 

14  UID 25/2001 



DIE   AKTUELLE   LAGE 

mit immer mehr Regulierun- 
gen sind Gift für Wachstum 
und Beschäftigung. 630- 
DM-Gesetz, Zwangsteilzeit 
und Novellierung des 
Betriebsverfassungsgesetzes 
bringen keinen einzigen 
neuen Arbeitsplatz. Die 
strukturellen Versäumnisse 
bei der Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit lassen sich 
nicht länger überdecken. Vor 
allem in den neuen Ländern 
droht eine massive Zuspit- 
zung der Lage im Verlauf 
dieses Jahres. 

Zudem hat die Steuerpo- 
litik der letzten drei Jahre zu 
einer Belastung des Mittel- 
stands geführt. Die in Gang 
gesetzte Steuerreform greift 
viel zu kurz. Durch die neu 
eingeführte Ökosteuer wer- 
den die Unternehmen dop- 
pelt zur Kasse gebeten: Zum 
einen wirken sich die Abga- 
ben unmittelbar gewinn- 
mindernd aus. Zum anderen 
stellt sich die mit der Öko- 
steuer verknüpfte Senkung 
der Beitragssätze bei den 
Sozialabgaben nicht ein. 

Mit Hilfe einer intelli- 
genten und maßvollen, ins- 
besondere auf den arbeits- 
platzschaffenden Mittel- 
stand Rücksicht nehmenden 
Steuerpolitik lassen sich 
entscheidende Impulse für 
die deutsche Wirtschaft aus- 
lösen. Durch die Beseiti- 
gung unnötiger Regulierun- 
gen, können die Rahmenbe- 
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dingungen für neue Arbeits- 
plätze entscheidend verbes- 
sert werden. 

In den letzten Tagen ist 
deutlich geworden, dass die 
Ökosteuer endgültig keine 
Legitimation mehr besitzt. 
Die mit der Einführung zu- 
gesagte Entlastung bei den 
Beitragssätzen zu den Sozi- 
alkassen ist definitiv nicht 
eingetreten. Sie hat zu kei- 
nem Zeitpunkt ökologische 
Lenkungswirkung beses- 
sen. Einen einzigen neuen 
Arbeitsplatz hat diese fehl- 
geschlagene Steuer eben- 
falls nicht geschaffen. Da- 
her muss die Abkassiererei 
mittels Ökosteuer ein sofor- 
tiges Ende haben. Eine er- 
neute Erhöhung zum 1. Ja- 
nuar 2002 wäre eine weitere 
Einlage aus dem Absurditä- 
tenkabinett von Rot-Grün. 

Die mangelnde Investiti- 
onsförderung macht sich vor 
allem in den neuen Bundes- 
ländern bemerkbar. Was 
dort benötigt wird, sind 
keine verstärkten Subven- 
tionen, sondern mehr Inve- 
stitionen in die Verkehrsin- 
frastruktur, die Hochschul- 
landschaft sowie in For- 
schungseinrichtungen. 

Die Liberalisierung ver- 
schiedener Märkte durch die 
Vorgängerregierung hat 
große Erfolge und Fort- 
schritte sowohl für die Wirt- 
schaft als auch für die Ver- 
braucher bewirkt. Anstatt 
diesen Kurs auf anderen Fel- 
dern fortzusetzen und damit 
Aufschwung zu erzeugen, 
setzt die rot-grüne Bundes- 
regierung auf Rück-Regu- 
lierung. 

A rbeitsmarktpolitik 
Eine Umkehr von der 

derzeitigen Arbeitsmarkt- 
politik, die in vielen Fällen 
wie eine Bremse für mehr 
Wachstum und Beschäfti- 
gung wirkt, kann die Ar- 
beitslosigkeit in Deutsch- 
land nachhaltig senken. 
Hierzu wird vorgeschlagen: 
• Wir brauchen finanzielle 
Anreize zur Arbeitsauf- 
nahme im Niedriglohnbe- 
reich. Stichworte sind hier 
Kombilohn, Einstiegsgel- 
der und ermäßigte Sozial- 
versicherungsbeiträge. 
• Die Ablehnung eines an- 

UID25/2Ü0115 



DIE  AKTUELLE   LAGE 

gebotenen Arbeitsplatzes 
oder einer Weiterbildungs- 
maßnahme muss den Ver- 
lust des Anspruchs auf so- 
ziale Leistungen nach sich 
ziehen. Selbstverständlich 
gilt dies nicht für Personen, 
die dem Arbeitsmarkt auf- 
grund Krankheit, Kinderer- 
ziehung oder Erwerbsun- 
fähigkeit nicht zur Verfü- 
gung stehen. 
• Die finanziellen Mittel 
der Arbeitslosenversiche- 
rung müssen als wirksames, 
arbeitsmarktpolitisches In- 
strument intelligentereinge- 
setzt werden. 
• Unverzichtbar ist eine 
Senkung des Beitrags zur 
Arbeitslosenversicherung 
um einen Prozentpunkt bis 
zum Jahr 2003. Eine solche 
Reduzierung entlastet Ar- 
beitnehmer und Arbeitgeber 
gleichermaßen und führt zu 
einer zwingend notwendi- 
gen Senkung der Lohnne- 
benkosten. 
• Die Ausgaben für Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnah- 
men müssen radikal herun- 
tergefahren werden, da sie in 
erster Linie kosmetische 
Wirkung haben. Gefragt ist 
vielmehr eine Stärkung des 
ersten Arbeitsmarktes. 
• Es ist nicht nachzuvoll- 
ziehen, warum die Arbeits- 
losen- und Sozialhilfe wei- 
terhin getrennt behandelt 
werden muss. Eine Zusam- 
menlegung führt zu mehr 

Effektivität in der Hilfe für 
wirklich Bedürftige. 
• Gerade in der Arbeits- 
marktpolitik dürfen keine 
Denkverbote mehr gelten. 
Die deutsche Politik darf 
sich nicht zu fein sein, nach- 
ahmenswerte Modelle aus 
anderen Ländern zu erpro- 
ben. So sind zum Beispiel 
die im US-Bundesstaat Wi- 
sconsin gewonnenen Erfah- 
rungen teilweise auf 
Deutschland übertragbar. 

Unsere sozialen Siche- 
rungssysteme gehören zu 
den wertvollsten Errungen- 
schaften. Wir haben sie auf- 
gebaut und werden sie ver- 
teidigen. Dies kann aber nur 
durch eine nachhaltige Mo- 
dernisierung geschehen - 
Besitzstandsdenken führt 
nicht zum Ziel. 

Investitionsstrategie 
für die neuen Länder 

Um insbesondere in den 
neuen Bundesländern einen 
deutlich spürbaren Auf- 
schwung am Arbeitsmarkt 
zu erzielen, sind mehr denn 
je investitionsstärkende 
Maßnahmen erforderlich. 
Angesichts derartig drama- 
tischer wirtschaftspoliti- 
scher Zahlen ist die Bundes- 
regierung aufgefordert, An- 
reize für Unternehmensan- 
siedlungen und Arbeits- 
plätze zu schaffen. Gefor- 
dert ist kein Konjunkturpro- 
gramm alter Art, das keine 

langfristige Wirkung hat, 
sondern die Kürzung kon- 
sumtiver Ausgaben in den 
Haushalten sowie von Mit- 
teln für den zweiten Arbeits- 
markt und die Stärkung von 
Investitionen auf breiter 
Front. Hierzu zählen: 
• Der Aufbau der Infra- 
struktur muss mittels gebün- 
delter Investitionspro- 
gramme verstärkt werden. 
Insbesondere ist ein Ausbau 
der Verkehrsinfrastruktur 
von immenser Bedeutung. 
Private Finanzierungen 
müssen gerade in diesem 
Bereich stärker einbezogen 
werden. 
• Für die Sanierung der In- 
nenstädte müssen ebenfalls 
weitere Mittel zur Verfü- 
gung gestellt werden. Dies 
muss in erster Linie nach ei- 
ner Überprüfung bestehen- 
der Investitionsprogramme 
erfolgen. 
• Der Ausbau der Hoch- 
schul- und Forschungsland- 
schaft ist für die neuen Bun- 
desländer von existenzieller 
Bedeutung. Die Etablierung 
eines Netzes von Fachhoch- 
schulen dient dem Zweck, 
die Vernetzung mit Techno- 
logieunternehmen voran zu 
treiben. 

Steuerpolitik 
Ein großer Anteil an dem 

unbefriedigenden Konjunk- 
turverlauf ist der Enttäu- 
schung über Eichels Steuer- 
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reform zuzuschreiben. Sie 
verteilt das Entlastungsvo- 
lumen auf zu viele Stufen 
mit dem Schwerpunkt auf 
2005. Dies ist insbesondere 
für mittelständische Perso- 
nengesellschaften zu spät 
und inakzeptabel, da sie erst 
dann auf fühlbare Steuer- 
senkungen hoffen können, 
die im Vergleich zu den Ka- 
pitalgesellschaften auch 
noch zu gering ausfallen. 
Zudem steigt trotz Steuerre- 
form wegen der „kalten Pro- 
gression" das Steuerauf- 
kommen weiter an und soll 
gemäß der Steuerschätzung 
vom Mai 2001 im Jahr 2005 
mit 1.031 Mrd. DM das Ist- 
Ergebnis von 2000 (914 
Mrd. DM) um 117 Mrd. DM 
übertreffen. 

Wir plädieren deshalb für 
ein zweistufiges Vorgehen 
in der Steuerpolitik: 
• Einerseits sollten die Stu- 
fen 2003 und 2005 der Ei- 
cheischen Steuerreform auf 
2002 vorgezogen werden. 
Wenn die Bundesregierung 
dies verweigert und die 
Dinge weiterhin treiben 
lässt, wird eine unionsge- 
führte Bundesregierung ent- 
sprechende      Maßnahmen 
2003 ergreifen. 
• Andererseits bereiten wir 
eine grundlegende Steuerre- 
form vor, die eine deutliche 
Entlastung aller Steuerzah- 
ler mit einer durchgreifen- 
den     Vereinfachung    des 

Steuerrechts verbindet und 
im Jahr 2005 in Kraft gesetzt 
werden soll. Die aktuellen 
neuen Vorschläge z.B. der 
Steuerreformkommission 
von Prof. Dr. Kirchhof bie- 
ten eine gute Grundlage für 
einen solchen Vorstoß. 
Wenn es gelingt, ein Steuer- 
recht durchzusetzen, das es 
dem Unternehmer erlaubt, 
seine Chancen im Wettbe- 
werb ohne ständige Überle- 
gungen zu Gestaltung seiner 
steuerlichen Verhältnisse zu 
suchen, dann kann sich wirt- 
schaftliche Dynamik erst 
richtig entfalten. 

Um dies zu erreichen, 
müssen folgende 

Grundsätze durchge- 
setzt werden: 

• Bestimmend für die steu- 
erliche Belastung soll die 
Einkommenshöhe sein, 
nicht die Art der Einkom- 
menserzielung oder die Ein- 
kunftsart. Das soll auch für 
Kapitaleinkünfte gelten. 
Wird dieser - eigentlich 
selbstverständliche Grund- 
satz-verwirklicht, ist schon 
ein großer Schritt in Rich- 
tung Vereinfachung getan. 
• Auf staatliche Lenkung 
über Regelungen in der Ein- 
kommen- und Körper- 
schaftsteuer soll soweit wie 
irgend möglich verzichtet 
werden. Wenn man nicht das 

„Steuern mit Steuern" auf- 
gibt, wird das Steuerrecht 
immer verworren und 
löchrig bleiben und damit 
den Cleveren Chancen zur 
Steuervermeidung eröff- 
nen. 
• Die Besteuerung soll un- 
abhängig von der Rechts- 
form zu einer vergleichba- 
ren Belastung führen, d. h. 
nach der kräftigen Reduzie- 
rung der Körperschaftsteu- 
ersätze müssen auch die Ein- 
kommensteuersätze ent- 
sprechend gesenkt werden. 
Berechnungen zeigen, dass 
der Spitzensteuersatz von 42 
auf 35 Prozent gesenkt wer- 
den muss, um eine ungefähr 
gleiche Steuerbelastung 
herzustellen. 
• Spiegelbildlich zur Sen- 
kung des Spitzensatzes auf 
35 Prozent sollte auch der 
Eingangssteuersatz deutlich 
reduziert werden. Dies ist 
nicht nur aus Gründen der 
Gerechtigkeit geboten, son- 
dern wir hätten dann auch ei- 
nen erheblichen Leistungs- 
anreiz, im Niedriglohnbe- 
reich eine Arbeit aufzuneh- 
men. 
• Der Tarifverlauf sollte 
stufenförmig sein, so wie 
dies in allen anderen OECD- 
Staaten der Fall ist. 

uns— 
Informationen zur 
Steuerpolitik der 
CDU/CSU: www. 

cducsu.bundestag.de 
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WAHLKAMPF   IN   BERLIN 

FRANK   STEFFEL: 

Geballte Wirtschaftskraft für Berlin 
„Ich will, dass jeder Exi- 
stenzgründer, bevor er an 
den Start geht, an Berlin 
denkt. Weil Berlin schon 
jetzt die Existenzgründer- 
Stadt Nr. 1 in Deutschland 
ist, weil wir für eine un- 
komplizierte Förderung 
und Beratung sorgen, weil 
wir Raum geschaffen ha- 
ben für Neugründungen 
und Technologie-Parks. 

Ich will, dass wir unsere 
Wirtschaftskraft stärken, 
Arbeitsplätze schaffen und 
durch Sparsamkeit unsere 
Finanzprobleme lösen. Weil 
Berlin eine Dienstleistlei- 
stungsmetropole werden 
soll, wozu auch die Medien 
und die Freizeit- und Unter- 

haltungsindustrie zählen. 
Weil Berlin ein Zentrum 
modernster Technologie 
werden soll, insbesondere in 
den Bereichen Information, 
Medizin- und Verkehrstech- 
nik. Weil Berlin die Haupt- 
stadt des Geistes, also von 
Wissenschaft und For- 
schung, Kunst und Kultur 
bleiben muss." 

Das sind zwei der acht 
Zukunftsziele, die sich 
Frank Steffel, Spitzenkandi- 
dat der CDU bei den Wahlen 
zum Berliner Abgeordne- 
tenhaus, gesteckt hat. Für 
ihn ist eine zukunftsorien- 
tierte Wirtschaftspolitik für 
die Hauptstadt, eine Wirt- 
schaftspolitik, die sich den 

Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts stellt, das poli- 
tische Credo. 

Um diese Vorstellungen 
auch umsetzen zu können, 
braucht man nicht nur rich- 
tige Wirtschaftskonzepte, 
sondern auch Persönlichkei- 
ten, die für den Wirtschafts- 
standort werben. 

Frank Steffel hat sich die 
geballte Wirtschaftskraft 
zur Unterstützung in die 
Hauptstadt geholt: • Man- 
fred Gentz, Finanzvorstand 
bei DaimlerChrysler • 
Horst Teltschik, ehemals 
Vorstandsmitglied bei der 
BMW AG mit Erfahrun- 
gen in der internationalen 
Wirtschaftspolitik •   Eric 

NIEDERSACHSEN 

Wulff will in der Fläche 
punkten 

In der Grafschaft Bentheim hat am 
18. August der Landesvorsitzende 
Christian Wulff seine Sommerreise 
begonnen. 

Er wolle sich nicht nur auf die Bal- 
lungszentren konzentrieren, sondern auf 
die mehrheitlich von der CDU dominierte 
Fläche. Im Verlauf seiner Reise, die unter 
dem Motto „Der Mensch im Mittelpunkt" 
steht, will er 33 Kreisverbände besuchen. 
Insgesamt stehen 75 Termine auf seinem 
Programm. (Siehe auch Seite 3) 

HAMBURG 

Für einen besseren 
Schutz der Bürger 

Zu einem Kongress Innere Sicherheit 
am 3. September - Eröffnung und Be- 
grüßung um 15 Uhr - haben Angela 
Merkel und der Bürgermeisterkandi- 
dat der CDU bei den Hamburger Bür- 
gerschaftswahlen, Ole von Beust, in die 
Hansestadt eingeladen. 
Mit 16.675 Verbrechen pro 100.000 Ein- 
wohnern ist Hamburg die Kriminalitäts- 
hauptstadt in Deutschland. Diebstahl, 
Raub und Einbruch gefährden Lebens- 
qualität und Freiheit der Bürger. Hinzu 
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WICHTIG: am 
8. September 
Wahlkampferöff- 
nung mit Frank 
Steffel im Palais 
am Funkturm 

Schweitzer, Vorstandsmit- 
glied der ALBA AG & Co. 
KG • Lothar Späth, Vor- 
standsvorsitzender der Jen- 
optik AG und ehemals Mini- 
sterpräsident von Baden- 
Württemberg mit Erfahrun- 
gen bei Unternehmensgrün- 
dungen, die besonders für 
den Ostteil der Stadt wichtig 
sind. - Mit diesen vier Un- 
ternehmern hat Steffel 
äußerst einflussreiche und 

kommen Vandalis- 
mus, Schmierereien 
und Belästigung durch 
aggressives Betteln, 
Drogenkriminalität, 
Verwahrlosung von 
Straßen und Plätzen 
und die Beschädigung 
öffentlicher Verkehrs- 
mittel. 

international anerkannte 
Wirtschaftsexperten für sein 
Beraterteam gewonnen. 

Mit ihnen kann die CDU 
ihre moderne Wirtschafts- 
und Unternehmensgrün- 
dungspolitik weiterführen. 
Vor allem Unternehmens- 
gründungen in den innovati- 
ven Technologiefeldern und 
modernen Dienstleistungen 
sind für die wirtschaftliche 
Entwicklung Berlins wichtig. 

Bürgermeister' 
kandidatderCDU, 
Ole von Beust 

Die Bürger haben ein Recht auf 
Sicherheit und Ordnung 

Angela Merkel und Ole von Beust: „Wir 
dürfen uns nicht daran gewöhnen. Konse- 

quente Kriminalitätsbekämpfung gehört 
deshalb zu den ganz wichtigen Aufgaben 
unserer Politik. Die Bürger haben ein Recht 
auf Sicherheit und Ordnung." 
• „Nur der Wechsel macht Hamburg 
sicher" ist im Hinblick auf die Bürger- 
schaftswahlen am 23. September das 
Thema der Rede von Ole von Beust. • 
Thema des Innenministers und stellvertre- 
tenden Ministerpräsidenten des Landes 
Brandenburg, Jörg Schönbohm: „Innere 
Sicherheit braucht den starken Rechts- 
staat". • Die Parteivorsitzende beschreibt 
das „feste Wertefundament", ohne das In- 
nere Sicherheit nicht möglich ist. • Das 
Schlusswort hält Generalsekretär Laurenz 
Meyer. 

UID25/200119 



1 AUFGELESEN 

ri 

THIERSE 

Amtsmißbrauch 

Wolfgang Thierse hat sich 
wieder eingemischt; oder 
wie es im Jargon der Wen- 
dejahre hieß: er hat sich 
„ eingebracht". Ausgerech- 
net zum 40. Jahrestag des 
Mauerbaus hat er der 
Union vorgeworfen, die 
PDS als politische „ Keule " 
gegen die SPD zu benutzen, 
was ihm sofort den Vorwurf 
einbrachte, sein Amt wieder 
einmal für parteipolitische 
Zwecke missbraucht zu ha- 
ben. Dieser Streit ist nicht 
neu. Dass Wo If gang 
Thierse ein polemischer, ja 
polarisierender Bundes- 
tagspräsident ist und sich 
darin von vielen seiner Vor- 
gänger unterscheidet, ist 
das mindeste, was man ihm 
attestieren darf. Dass er 
zwischen seinen Funktio- 
nen als Parteipolitiker und 
als zweithöchster Reprä- 
sentant der Republik nicht 
immer sauber genug trenne, 
ist dagegen ein Vorwurf, 
den er auch selbst immer 
wieder provoziert hat. Seine 

barsche, mitunter inquisito- 
rische Tonart, die er in der 
Spendenaffäre gegenüber 
der CDU anschlug, musste 
bei der Opposition den Ein- 
druck wecken, es gehe dem 
Bundestagspräsidenten 
nicht nur um die leiden- 
schaftslose Wahrung von 
Recht und Gesetz, sondern 
auch um das eigene politi- 
sche Prinzip. Die Welt 

NEUE   LANDER 

Bau ab und auf 

Also doch! Das Investitions- 
programm „Stadtumbau 
Ost", bisher befristet bis 
2005, wird bis 2009 verlän- 
gert. Was in Zahlen heißt, 
dass die so genannte Stadt- 
entwicklung in Ostdeutsch- 
land in den nächsten acht 
Jahren mit insgesamt 2,2 
Milliarden Mark gefördert 
wird. Wie nennt man das: 
Politik mit Spendierhosen? 
Das ist keine Irreführung, 
das nennt man eben Wahl- 
kampf. Ganz neu ist die For- 
derung ja außerdem nicht. 
Aber einmal abgesehen von 
dieser Stilfrage - ist die Ent- 

scheidung richtig? In Ost- 
deutschland stehen eine 
Million Wohnungen leer. 
Ob Leipzig oder Lucken- 
walde, hier tickt eine sozial- 
politische Zeitbombe. Vor- 
schlag einer Regierungs- 
kommission: bis zu 400 000 
Wohnungen „vom Markt zu 
nehmen".Inklaren Worten: 
Rückbau, Abriss, Platten- 
sterben. Damit einher geht 
im Osten seit längerem ein 
schrittweiser Abbau von In- 
frastruktur. Bahnlinien wer- 
den stillgelegt, Sparkassen 
schließen, Schulen, Läden. 
Wo nun der Osten abwei- 
send wirkt, wandern die 
Menschen ab. Aus dieser 
Lage erklärt sich das Pro- 
gramm zur „Sanierung der 
Innenstädte". Etwa so: Zur 
Stadterneuerung durch Ab- 
riss, zu Arbeitsplätzen durch 
Abbau - ein dialektisches 
Aufbauprogramm. 

Der Tagesspiegel 

Abwanderung 

Die Allensbacher Demosko- 
pen haben herausgefunden, 
dass nur 27 Prozent der 
Westdeutschen, aber 54 
Prozent der Ostdeutschen 
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Gründungslahr 

KPOZTcrtt „„«tscv 

der Auffassung sind, dass 
sich in den östlichen Bun- 
desländern die wirtschaftli- 
che Lage verschlechtere. 
Subjektivität ist beiden Ur- 
teilen nicht fremd; doch aus 
dem westlichen folgt (fast) 
nichts - niemand geht mehr 
nach Osten, um dort selbst- 
los zu helfen -, aus dem öst- 
lichen aber einiges: 72 Pro- 
zent der jungen Leute zwi- 
schen 16 und 29 Jahren 
glauben, „dass sie in West- 
deutschland mehr Chan- 
cen" hätten. Ob daraus 
schon der Entschluß zur Ar- 
beitssuche in Köln oder 
Stuttgartfolgt, wird sich erst 
in Jahren nachweisen las- 
sen. Jedenfalls sind seit dem 
Fall der Mauer nur einein- 
viertel Millionen nach Osten 
gezogen, aber mehr als zwei 
Millionen nach Westen. 

Frankfurter Allgemeine 

AUTOKOSTEN 

Wann greift Schröder 
endlich ins Steuer? 

Um gut 1000 Mark sind die 
Kosten für den eigenenfahr- 
baren    Untersatz    durch- 

schnittlich in nur zwei Jah- 
ren gestiegen. Mineralöl- 
steuer, Ökosteuer, Kfz- 
Steuer - der Rubel rollt, be- 
vor wir überhaupt unsern 
Fuß auf das Gaspedal ge- 
drückt haben. Der schlimm- 
ste Preistreiber ist Vater 
Staat: Fast 100 Milliarden 
Mark kassieren die öffentli- 
chen Kassen bei den Autofa- 
hrern jährlich ab. Allein die 
Einnahmen aus der Kfz- 
Steuer steigen dieses Jahr 
um 26 Prozent. Wundert sich 
da noch jemand über die 
Flaute auf dem Automarkt? 
Gerhard Schröder lässt sich 
gerne als Auto-Kanzler fei- 
ern. Wann greift er endlich 
ins Steuer?     Bild-Zeitung 

MAZEDONIEN 

Erhebliche Risiken 

Der Beschluss des atlanti- 
schen Bündnisses, nicht ta- 
tenlos zuzusehen, wie Maze- 
donien in einen Bürgerkrieg 
taumelt und den mühsam 
stabilisierten Balkan mit in 
den Abgrund reißt, ist rich- 
tig. Er ist auch konsequent, 
hat doch der Westen schon 

ROT-GRÜN   in  Ham 
burg liegt nach der jüng- 
sten Umfrage einen Mo- 
nat vor der Bürgerschafts- 
wahl deutlich hinter der 
Opposition zurück: 45 % 
für SPD und GAL, 49% 
für CDU, FDP und die 
Schill-Partei. 

seit den ersten Anzeichen für 
den Veifall Jugoslawiens 
den Anspruch erhoben, die 
Neuordnung Südosteuropas 
mitzubestimmen. Der Auf- 
trag, den die Nato ihren 
Truppen mit auf den Weg ge- 
geben hat, folgt aber auch 
einer anderen, unglückseli- 
gen Tradition westlicher 
Balkan-Politik: große Ziele 
ohne große Entschlossen- 
heit und mit unrealistisch 
niedrigem AuJM'and zu ver- 
folgen. Der Ausgang der Ex- 
pedition wird für die Bedeu- 
tung der Nato als Kriegsver- 
hinderer Folgen haben. Die 
Nato lässt sich mit der Be- 
schränkung ihres Auftrags 
auf das Einsammeln von 
Waffen in einer politisch und 
militärisch instabilen Lage 
auf erhebliche Risiken ein. 
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1 ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Motiv-Plakat „Der Versprecher' 
Bestellschein 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 
HA Öffentlichkeitsarbeit 
Klingelhöferstrasse 8 

10785 Berlin 

Tel.: 030/ 220 70- 381 
Fax: 030/ 220 70- 389 

Wer Interesse hat, kann dieses 
Plakat ab sofort bestellen. 

Alternativ bieten wir Ihnen die 
Daten auf einer CD-ROM an. 

Sie haben damit die Möglichkeit 
auch eine Druckerei vor Ort für 

einen Druck zu beauftragen. 

Absender/KV-Nr. 

Rechnungsanachrlft 

COUVeroand 

AnspiochDartfW 

PLZ Ort 

Lieferanschrift iiaiis man idemiscm 

CDU-VaiOanö 

Ansorechpartner 

PLZ Ort 

Plakat DIN A1 
Expl. 

Preis: 10.00 DM / je 10 Plakate 
5.11 • 

(10 Plakate sind ein Versandpäckchen) 

Alle Preise sind zzgl. 16% MwSt und 
4,90 DM Porto pro Versandpäckchen 

CD-ROM 

Preis: 6,00 DM / je Exemplar 
3,07« 

zzgl. 16% MwSt. und Versandkosten 

Expl. 

Datum Unterschritt 

??..uin?s/?nni 



ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Sie SOLL KRÄFTIG WACHSEN KÖNNEN.I 
UNSERE WIRTSCHAFT AUCH. 

CDU 

Faltkarte „Wirtschaftswachstum 
10 Punkte für den Aufschwung" 

Bestell-Nr.: 2739 
100 Expl.: 14,00 DM/7,16 EURO 

Postkarte „Rot-Grün: Nix richtig. Nur teuer." 

Bestell-Nr.: 9757 
100 Expl.: 15,00 DM/7,67 EURO 

H"Bp^BiP 

Broschüre „Fakten & 
Positionen - Konjunktur 
und Arbeitsmarkt" 

(DIN A4) 
Bestell-Nr.: 5748 
25 Expl.: 22,00 DM/ 
11,25 EURO 

M. Tim 23/2001 

CDU 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum - 

Postfach 116233759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Sofortprogramm 
der CDU 

für mehr 
Wachstum 

Beschäftigung 

CDU 

Leporello „10-Punkte-Sofort- 
programm der CDU für mehr 
Wachstum & Beschäftigung" 

Bestell-Nr.: 2758 
100 Expl.: 30,00 DM/ 
15,34 EURO 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Broschüre „Vorrang für 

Familien - Freiräume für 

das Leben" 

Bestell-Nr. 2750 
50 Expl. 31,00 DM 
(15,85 EURO) 

PDS-Doku- 
mentation 

Bestell-Nr. 5764 
Preisje20 Expl. 
15,00 DM 
(7,67 EURO) 

Pakten 
Hint e rgründe 

Was sie will. 
Was sie macht. 
Wer sie lenkt. 

CDU 

Alle Preise gelten zzgl. MwSt. und Versand gemäß Versandbedingungen 

CDU 


